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RICHTLINIE DES RATES

vom 26. Juli 1971
über die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe öffentlicher Bauaufträge

(71 /305/EWG)

den Zielen der gemeinsamen Verkehrspolitik ist
sicherzustellen, daß nicht nur die einzelnen Unterneh­
men einer Verkehrsart, sondern auch diese Unterneh­
men und Unternehmen der anderen Verkehrsarten in
gleicher Weise behandelt werden .

Solange auf dem Gebiet der Koordinierung der
Verfahren noch keine Bestimmungen erlassen sind,
die der genannten besonderen Lage Rechnung tragen,
müssen diejenigen Stellen, die auf Grund ihres
Rechtsstatus unter diese Richtlinie fallen würden,
von ihrem Anwendungsbereich ausgeschlossen wer­
den .

Es ist zu vermeiden, daß die Versorgungsbetriebe für
Wasser und Energie bei ihren Bauaufträgen unter­
schiedlichen Regelungen unterworfen werden, je
nachem, ob sie dem Staat, den Gebietskörperschaften
oder sonstigen juristischen Personen des öffentlichen
Rechts unterstehen oder eine gesonderte Rechtsper­
sönlichkeit besitzen ; daher müssen diejenigen der
genannten Versorgungsbetriebe, die auf Grund ihres
Rechtsstatus unter diese Richtlinie fallen würden, von
ihrem Anwendungsbereich ausgeschlossen werden,
bis auf Grund der gewonnenen Erfahrungen eine
endgültige Lösung gewählt werden kann.

DER RAT DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf
Artikel 57 Absatz 2 und die Artikel 66 und 100,

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Aufhe­
bung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei­
heit (*), insbesondere auf Abschnitt IV Buchstabe B
Nummer 1 ,

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Aufhe­
bung der Beschränkungen des freien Dienstleistungs­
verkehrs ( 2), insbesondere auf Abschnitt V Buch­
stabe C e) Nummer 1 ,

auf Vorschlag der Kommission ,

nach Stellungnahme des Europäischen Parla­
ments (3 ),

nach Stellungnahme des Wirtschafts - und Sozialaus­
schusses (4),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die gleichzeitige Verwirklichung der Niederlassungs­
freiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs auf
dem Gebiet der öffentlichen Bauaufträge, die in den
Mitgliedstaaten für Rechnung des Staates , der
Gebietskörperschaften sowie sonstiger juristischer
Personen des öffentlichen Rechts vergeben werden,
erfordert neben der Aufhebung der Beschränkungen
eine Koordinierung der einzelstaatlichen Verfahren
zur Vergabe öffentlicher Bauaufträge .
Bei dieser Koordinierung sind die in den einzelnen
Mitgliedstaaten geltenden Verfahren und Verwal­
tungspraktiken soweit wie möglich zu berücksichti­
gen .

Der Rat hat in einer Erklärüng zu den genannten
Allgemeinen Programmen betont, daß die Koordinie­
rung sich auf folgende Grundsätze stützen müsse :
Verbot der Beschreibung technischer Merkmale mit
diskriminierender Wirkung, ausreichende Bekannt­
gabe der Auftragsvergaben, Festlegung objektiver
Teilnahmekriterien und Einführung eines Verfahrens ,
das eine Gewähr für die gemeinsame Beachtung
dieser Grundsätze bietet.

Die Stellen, die zur Zeit die Verkehrsdienste in den
Mitgliedstaaten verwalten, unterstehen zum Teil dem
öffentlichen und zum Teil dem Privatrecht ; gemäß

Es müssen Ausnahmefälle vorgesehen werden, in
denen die Maßnahmen zur Koordinierung der
Verfahren nicht unbedingt anzuwenden sind ; diese
Fälle sind jedoch ausdrücklich zu beschränken .

Bauaufträge von weniger als 1 000 000 Rechnungs­
einheiten können für den Wettbewerb, wie ihn diese
Richtlinie vorsieht, zur Zeit außer acht gelassen
werden und sollten daher nicht unter die Koordinie­
rungsmaßnahmen fallen ; die Kommission wird dem
Rat später an Hand der gewonnenen Erfahrung einen
weiteren Richtlinienvorschlag unterbreiten, der auf
eine Senkung der Schwelle abzielt, von der ab die
Koordinierungsmaßnahmen auf die öffentlichen Bau­
aufträge Anwendung finden .

Zur Entwicklung eines echten Wettbewerbs auf dem
Gebiet der öffentlichen Bauaufträge ist es erforder­
lich, daß die beabsichtigten Auftragsvergaben der
öffentlichen Auftraggeber der Mitgliedstaaten in der
gesamten Gemeinschaft bekanntgemacht werden ; die

(*) ABL Nr. 2 vom 15 . 1 . 1962, S. 36/62 .
(2) ABl. Nr. 2 vom 15. 1 . 1962, S. 32/62.
(3) ABl. Nr. 62 vom 12. 4 . 1965 , S. 883/65 .
(4) ABl . Nr. 63 vom 13 . 4 . 1965, S. 929/65 .
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in diesen Ausschreibungen enthaltenen Angaben
sollen es den in der Gemeinschaft ansässigen
Unternehmern ermöglichen, zu beurteilen, ob die
vorgesehenen Aufträge für sie von Interesse sind, und
ihnen zu diesem Zweck eine ausreichende Kenntnis
der zu erbringenden Bauleistungen und der hiermit
verbundenen Bedingungen vermitteln ; bei den nicht
offenen Verfahren soll die Bekanntmachung den
Unternehmern der Mitgliedstaaten insbesondere er­
möglichen, ihr Interesse an den Aufträgen dadurch zu
bekunden, daß sie sich bei den öffentlichen Auftrag­
gebern um eine Aufforderung bewerben, unter den
vorgeschriebenen Bedingungen ein Angebot einzurei­
chen.

Die zusätzlichen Angaben über die Aufträge müssen
— wie in den Mitgliedstaaten üblich — in den
Verdingungsunterlagen für jeden einzelnen Auftrag
bzw. in allen gleichwertigen Unterlagen enthalten
sein —

Artikel 3

( 1 ) Schließt ein öffentlicher Auftraggeber einen
Vertrag ab, der von den in Artikel 1 Buchstabe a)
genannten Verträgen nur insoweit abweicht, als die
Gegenleistung für die zu erbringenden Arbeiten
entweder ausschließlich in dem Recht zur Nutzung
des Bauvorhabens oder in diesem Recht zuzüglich
der Zahlung eines Preises besteht, so wird diese
Richtlinie auf diesen sogenannten Konzessionsvertrag
nicht angewandt. In allen anderen Fällen ist die
Anwendung des Vergabeverfahrens zwingend vorge­
schrieben .

(2) Ist der Konzessionär selbst öffentlicher Auf­
traggeber, so muß er bei der Vergabe von Bauleistun­
gen, die durch Dritte zu erbringen sind, die dieser
Richtlinie angepaßten einzelstaatlichen Verfahren zur
Vergabe öffentlicher Bauaufträge anwenden.

( 3 ) Ermächtigt der Staat, eine Gebietskörperschaft
oder eine in Anhang I aufgeführte juristische Person
des öffentlichen Rechts einen Konzessionär, der kein
öffentlicher Auftraggeber ist, zur Ausführung und
Nutzung öffentlicher Bauvorhaben, so wird in dem
Konzessionsvertrag bestimmt, daß der Konzessionär
bei der Vergabe von Aufträgen an Dritte den
Grundsatz der Nichtdiskriminierung aus Gründen
der Staatsangehörigkeit zu beachten hat.

(4) Die Bestimmungen dieser Richtlinie finden
keine Anwendung auf öffentliche Bauaufträge, die
von den öffentlich-rechtlichen Verkehrsträgern ver­
geben werden .

(5 ) Die Bestimmungen dieser Richtlinie finden
keine Anwendung auf öffentliche Bauaufträge, die
von Versorgungsbetrieben für Wasser und Energie
vergeben werden .

Artikel 4

Diese Richtlinie gilt nicht für öffentliche Aufträge,
die ein Mitgliedstaat vergibt
— auf Grund eines internationalen Abkommens mit
einem dritten Land, das in bezug auf die
Auftragsvergabe andere Bestimmungen als diese
Richtlinie enthält ;

— an Unternehmen eines dritten Landes auf Grund
eines internationalen Abkommens, das die in der
Gemeinschaft ansässigen Unternehmen aus­
schließt ;

— auf Grund des besonderen Verfahrens einer
internationalen Organisation .

Artikel 5

( 1 ) Die Vorschriften über die „offenen Verfahren"
im Sinne dieser Richtlinie (Artikel 10 bis 13 , 16, 20
und 23 bis 29) gelten für die einzelstaatlichen
Verfahren, bei denen alle interessierten Unternehmer
ein Angebot abgeben können.

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN :

ABSCHNITT I

Allgemeine Bestimmungen

Artikel 1

Im Sinne dieser Richtlinie

a ) gelten als „öffentliche Bauaufträge" entgeltliche
schriftliche Verträge, die zwischen einem Unter­
nehmer — einer natürlichen oder juristischen
Person — einerseits und einem unter Buchstabe b)
näher bezeichneten öffentlichen Auftraggeber an­
dererseits geschlossen werden und eine der
Tätigkeiten zum Gegenstand haben, die unter
Artikel 2 der Richtlinie des Rates vom 26. Juli
1971 zur Aufhebung der Beschränkungen des
freien Dienstleistungsverkehrs auf dem Gebiet der
öffentlichen Bauaufträge und bei öffentlichen Bau­
aufträgen, die an die Auftragnehmer über ihre
Agenturen oder Zweigniederlassungen vergeben
werden ( 1 ), fallen ;

b ) gelten als „öffentliche Auftraggeber" der Staat,
die Gebietskörperschaften und die in Anhang I
aufgeführten juristischen Personen des öffentlichen
Rechts ;

c) wird der Unternehmer, der ein Angebot einge­
reicht hat, als „Bieter" bezeichnet ; derjenige, der
sich um eine Aufforderung zur Teilnahme an
einem nicht offenen Verfahren beworben hat,
wird als „Bewerber" bezeichnet.

Artikel 2

Die öffentlichen Auftraggeber wenden bei der
Vergabe öffentlicher Bauaufträge ihre an diese
Richtlinie angepaßten einzelstaatlichen Verfahren an.

(*) Siehe Seite 1 dieses Amtsblatts .
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rung der Arbeiten erforderlich sind und dem
Unternehmer vom öffentlichen Auftraggeber zur
Verfügung gestellt werden .

(2) Die Vorschriften über die „nicht offenen
Verfahren" im Sinne dieser Richtlinie (Artikel 10 bis
12, 14 und 15, 17, 18 , 20 bis 29) gelten für die
einzelstaatlichen Verfahren, bei denen nur die vom
öffentlichen Auftraggeber aufgeforderten Unterneh­
mer ein Angebot abgeben können.

( 3 ) Bei der Vergabe von Aufträgen in den in
Artikel 9 genannten Fällen finden nur die Vorschrif­
ten des Artikels 10 Anwendung.

Artikel 6

Im Falle von Bauaufträgen, die sich auf die
Gesamtplanung und den Bau von Wohneinheiten im
Rahmen des Sozialen Wohnungsbaus erstrecken und
bei denen die Planung wegen der Bedeutung, der
Vielschichtigkeit und der voraussichtlichen Dauer der
Arbeiten von Anfang an in enger Zusammenarbeit in
einer Arbeitsgemeinschaft durchgeführt werden muß,
die aus Beauftragten des öffentlichen Auftraggebers ,
Sachverständigen und dem für die Ausführung des
Vorhabens vorgesehenen Unternehmer besteht, kann
ein besonderes Vergabeverfahren angewandt werden,
um sicherzustellen, daß der zur Aufnahme in die
Arbeitsgemeinschaft am besten geeignete Unterneh­
mer gewählt wird .

Der öffentliche Auftraggeber nimmt in die Bekannt­
machung der Bauaufträge insbesondere eine mög­
lichst genaue Beschreibung der auszuführenden
Arbeiten auf, damit die daran interessierten Unter­
nehmer das auszuführende Vorhaben richtig beurtei­
len können. Außerdem gibt der Auftraggeber in
dieser Bekanntmachung gemäß den Artikeln 23 bis
28 an, welche persönlichen, technischen und
finanziellen Bedingungen von den Bewerbern zu
erfüllen sind .

Wird ein solches Verfahren in Anspruch genommen,
so wendet der öffentliche Auftraggeber die gemeinsa­
men Bekanntmachungsvorschriften für die nicht
offenen Verfahren sowie die Vorschriften über die
Eignungskriterien an .

Artikel 7

( 1 ) Die Abschnitte II , III und IV sowie Artikel 9
werden nach Maßgabe von Artikel 5 auf alle
öffentlichen Bauaufträge angewandt, deren geschätz­
ter Auftragswert sich auf mindestens 1 000 000
Rechnungseinheiten beläuft .

(2) Aufträge dürfen nicht in der Absicht aufgeteilt
werden, sie der Anwendung dieses Artikels zu
entziehen .

Artikel 8

Bei der Berechnung des Auftragswertes gemäß den
Artikeln 7, 9 und 29 ist außer dem Auftragswert der
öffentlichen Bauaufträge der geschätzte Wert der
Lieferungen zu berücksichtigen, die für die Ausfüh­

Artikel 9

Die öffentlichen Auftraggeber können Bauaufträge,
ohne die Vorschriften dieser Richtlinie — ausgenom­
men Artikel 10 — anzuwenden, in folgenden Fällen
vergeben :

a ) wenn nach Anwendung eines der in der Richtlinie
vorgesehenen Verfahren keine Angebote, nicht
ordnungsgemäße Angebote oder nur Angebote
abgegeben worden sind, die nach den innerstaatli­
chen, mit Abschnitt IV zu vereinbarenden Vor­
schriften unannehmbar sind, sofern die Bedingun­
gen des ursprünglichen Bauauftrags nicht grundle­
gend geändert werden ;

b ) wenn die Arbeiten aus technischen oder künstleri­
schen Gründen oder auf Grund des Schutzes des
Ausschließlichkeitsrechts nur von einem bestimm­
ten Unternehmer ausgeführt werden können ;

c ) wenn die Arbeiten nur zum Zweck von Forschun­
gen, Versuchen, Untersuchungen oder Verbesse­
rungen ausgeführt werden ;

d ) soweit dies unbedingt erforderlich ist , wenn
dringliche, zwingende Gründe im Zusammenhang
mit Ereignissen, die der öffentliche Auftraggeber
nicht voraussehen konnte, es nicht zulassen, die
in anderen Verfahren vorgeschriebenen Fristen
einzuhalten ;

e ) wenn die Arbeiten gemäß den Rechts- und
Verwaltungsvorschriften des betreffenden Mit­
gliedstaats für geheim erklärt werden oder ihre
Ausführung nach diesen Vorschriften besondere
Sicherheitsmaßnahmen erfordert oder der Schutz
wesentlicher Interessen der Staatssicherheit es
gebietet ;

f) bei zusätzlichen Bauarbeiten, die weder in dem der
Vergabe zugrunde liegenden Entwurf noch im
zuerst geschlossenen Vertrag vorgesehen sind , die
aber wegen eines unvorhergesehenen Ereignisses
zur Durchführung der darin beschriebenen Bauar­
beiten erforderlich sind, sofern der Auftrag an den
Unternehmer vergeben wird , der diese Bauarbeiten
ausführt, und
— wenn sich diese Arbeiten in technischer oder
wirtschaftlicher Hinsicht nicht ohne wesentli­
chen Nachteil für den öffentlichen Auftragge­
ber vom Hauptauftrag trennen lassen

— oder wenn diese Arbeiten zwar von der
Ausführung des ersten Vorhabens getrennt
werden können, aber für dessen Verbesserung
unbedingt erforderlich sind ;
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dere die Angabe von Warenzeichen, Patenten oder
Typen sowie die Angabe eines bestimmten Ursprungs
oder einer bestimmten Produktion . Eine solche
Angabe mit dem Zusatz „oder gleichwertiger Art" ist
jedoch zulässig, wenn der Auftraggeber den Auftrags­
gegenstand nicht durch hinreichend genaue, allge­
mein verständliche Bezeichnungen beschreiben kann .

Artikel 1 1

Werden Bauvorhaben im Ideenwettbewerb vergeben
oder wird den Unternehmern bei der Ausschreibung
die Möglichkeit eingeräumt, Varianten zum Entwurf
der Verwaltung vorzulegen, so darf der öffentliche
Auftraggeber ein Angebot — sofern es mit den
Vorschriften der Verdingungsunterlagen vereinbar ist
— nicht allein deshalb zurückweisen, weil bei diesem
Angebot das Bauwerk nach einem anderen Verfahren
als im Vergabeland berechnet worden ist. Der Bieter
hat seinem Angebot alle zur Überprüfung des
Entwurfs erforderlichen Belege beizufügen und ergän­
zende Erläuterungen vorzulegen, wenn der öffentliche
Auftraggeber dies für notwendig hält .

der Gesamtwert der Aufträge für die zusätzlichen
Bauarbeiten darf jedoch 50 % des Wertes des
ersten Auftrags nicht überschreiten ;

g) bei neuen Bauarbeiten, die in der Wiederholung
gleichartiger Arbeiten bestehen, wenn sie durch
den gleichen öffentlichen Auftraggeber an den
Unternehmer vergeben werden, der den ersten
Auftrag erhalten hat, wenn sie einem Grundent­
wurf entsprechen und dieser Entwurf Gegenstand
eines ersten Auftrags war, der nach den in Artikel
5 genannten Verfahren vergeben wurde ;
die Möglichkeit der Anwendung dieses Verfahrens
muß bereits bei der Ausschreibung des ersten
Bauabschnitts angegeben werden ; der für die
Fortsetzung der Bauarbeiten in Aussicht genom­
mene Gesamtauftragswert wird vom öffentlichen
Auftraggeber für die Anwendung von Artikel 5
berücksichtigt . Dieses Verfahren darf jedoch nur
binnen drei Jahren nach Abschluß des ersten
Auftrags angewandt werden ;

h ) in Ausnahmefällen, wenn es sich um Arbeiten
handelt, die ihrer Natur nach oder wegen der
damit verbundenen Risiken eine vorherige globale
Preisgestaltung nicht zulassen .

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission
alljährlich vor Ende Juni eine Aufstellung über die
Anzahl und den Wert der Aufträge, die auf der
Grundlage dieses Artikels im vorangegangenen Jahr
vergeben worden sind, wobei zumindest die von den
Staaten , Ländern, Regionen, Provinzen und Departe­
ments vergebenen Aufträge anzugeben sind . Sie
schlüsseln die vergebenen Aufträge nach Möglichkeit
entsprechend den in diesem Artikel genannten Fällen
auf.

ABSCHNITT II

Gemeinsame Vorschriften auf technischem Gebiet

Artikel 1 0

( 1 ) Die Beschreibung technischer Merkmale im
Sinne des Anhangs II sowie die Beschreibung der
Prüf-, Kontroll -, Abnahme- und Berechnungsmetho­
den ist in den allgemeinen Unterlagen oder in den
Vertragsunterlagen für jeden einzelnen Bauauftrag
enthalten . Bei der Festlegung der technischen Merk­
male kann auf einzelstaatliche Normen Bezug
genommen werden .

( 2) Die Mitgliedstaaten verbieten die Aufnahme
von Beschreibungen technischer Merkmale in die
Vertragsklauseln für einen bestimmten Bauauftrag,
die Erzeugnisse einer bestimmten Produktion oder
Herkunft oder besondere Verfahren erwähnen und
zur Wirkung haben, daß bestimmte Unternehmen
bevorzugt oder ausgeschlossen werden, es sei denn ,
daß diese technischen Merkmale durch den Auftrags­
gegenstand gerechtfertigt sind ; verboten ist insbeson­

ABSCHNITT III

Gemeinsame Bekanntmachungsvorschriften

Artikel 12

Die öffentlichen Auftraggeber, die einen Bauauftrag
im Wege eines offenen oder nicht offenen Verfahrens
vergeben wollen , geben ihre Absicht mittels einer
Bekanntmachung kund .

Diese Bekanntmachung wird dem Amt für amtliche
Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften
zugeleitet und im Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften ungekürzt in den Amtssprachen der
Gemeinschaften veröffentlicht, wobei nur der Wort­
laut in der Originalsprache verbindlich ist .

Im beschleunigten Verfahren gemäß Artikel 15 wird
die Bekanntmachung nur in der Originalsprache in
den vier Ausgaben des Amtsblatts der Europäischen
Gemeinschaften veröffentlicht.

Die Bekanntmachung im Sinne der vorstehenden
Absätze ist spätestens neun Tage nach der Absen­
ung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf­
ten zu veröffentlichen, im Falle des beschleunigten
Verfahrens gemäß Artikel 15 spätestens fünf Tage
nach der Absendung.

Die Bekanntmachung darf in den Amtsblättern oder
in den Fachzeitschriften des Landes des öffentlichen
Auftraggebers nicht vor dem genannten Tag der
Absendung veröffentlicht werden ; bei der
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Veröffentlichung ist dieser Zeitpunkt anzugeben . Die
Veröffentlichung darf nur die im Amtsblatt der
Europäischen Gemeinschaften veröffentlichten Anga­
ben enthalten .

Der öffentliche Auftraggeber muß den Tag der
Absendung nachweisen können .

Artikel 13

Bei den offenen Verfahren beträgt die von den
öffentlichen Auftraggebern festzusetzende Frist für
den Eingang der Angebote mindestens 36 Tage ,
gerechnet vom Tag der Absendung der Bekanntma­
chung an . Der öffentliche Auftraggeber muß rechtzei­
tig beantragte zusätzliche Auskünfte über die Verdin­
gungsunterlagen spätestens sechs Tage vor Ablauf
der Frist für den Eingang der Angebote erteilen .

Können die Angebote nur nach einer Ortsbesichti­
gung oder Einsichtnahme in ausgelegte Verdingungs­
unterlagen erstellt werden, so sind die in Absatz 1
vorgesehenen Fristen entsprechend zu verlängern .

Artikel 14

Bei den nicht offenen Verfahren beträgt die von den
öffentlichen Auftraggebern festzusetzende Frist für
den Antrag auf Teilnahme mindestens einundzwanzig
Tage, gerechnet vom Tag der Absendung der
Bekanntmachung an .

Die öffentlichen Auftraggeber fordern die ausgewähl­
ten Bewerber gleichzeitig schriftlich auf, ihre Ange­
bote einzureichen .

Die von den öffentlichen Auftraggebern festzuset­
zende Frist für den Eingang der Angebote beträgt
mindestens einundzwanzig Tage, gerechnet vom Tag
der Absendung der schriftlichen Aufforderung zur
Angebotsabgabe an . Der öffentliche Auftraggeber
muß rechtzeitig beantragte zusätzliche Auskünfte
über die Verdingungsunterlagen spätestens sechs
Tage vor Ablauf der Frist für den Eingang der
Angebote erteilen .

Können die Angebote nur nach einer Ortsbesichti­
gung oder Einsichtnahme in ausgelegte Verdingungs­
unterlagen erstellt werden, so sind die in Absatz 3
vorgesehenen Fristen entsprechend zu verlängern .

Artikel 15

Können die in Artikel 14 vorgesehenen Fristen aus
dringlichen Gründen nicht eingehalten werden, so
können die öffentlichen Auftraggeber die Fristen wie
folgt verkürzen :
— die Frist für den Antrag auf Teilnahme, gerechnet
vom Tag der Absendung der Bekanntmachung
an, muß mindestens zwölf Tage betragen ;

— die Frist für den Eingang der Angebote, gerechnet
vom Tag der Absendung der Aufforderung an,
muß mindestens zehn Tage betragen .

Der öffentliche Auftraggeber muß rechtzeitig
angeforderte zusätzliche Auskünfte über die Verdin­
gungsunterlagen spätestens vier Tage vor Ablauf der
Frist für den Eingang der Angebote erteilen .

Die Anträge auf Teilnahme sowie die Aufforderun­
gen zur Angebotsabgabe können schriftlich, telegra­
fisch, telefonisch oder durch Fernschreiben übermit­
telt werden . Werden die Anträge auf Teilnahme
telegrafisch, telefonisch oder durch Fernschreiber
übermittelt , so sind sie schriftlich zu bestätigen .

Artikel 16

Bei den offenen Verfahren enthält die Bekanntma­
chung mindestens folgende Angaben :

a ) den Tag der Absendung an das Amt für amtliche
Veröffentlichungen der Europäischen Gemein­
schaften ;

b ) die Verfahrensart ;

c ) den Ausführungsort, die Art und den Umfang der
zu erbringenden Leistungen sowie die wesentli­
chen Merkmale der Arbeiten ; besteht der Auftrag
aus mehreren Losen : die Größenordnung der
einzelnen Lose und die Möglichkeit , ein Angebot
für ein Los, mehrere Lose oder für sämtliche Lose
einzureichen ; bei der Bekanntmachung für Auf­
träge , die außer der etwaigen Durchführung von
Bauarbeiten die Anfertigung von Entwürfen vorse­
hen, nur diejenigen Angaben, die notwendig sind ,
damit die Unternehmer den Gegenstand des
Auftrags erfassen und entsprechende Vorschläge
einreichen können ;

d ) die etwa vorgeschriebene Ausführungsfrist ;

e ) die Anschrift der Vergabestelle ;

f ) die Anschrift der Stelle, bei der die Verdingungs­
unterlagen und zusätzlichen Unterlagen angefor­
dert werden können, sowie den Tag, bis zu dem
sie angefordert werden können ; außerdem sind
der Betrag und die Bedingungen für die Zahlung
dieses Betrags anzugeben, der gegebenenfalls zu
entrichten ist , um die genannten Unterlagen zu
erhalten ;

g) den Tag, bis zu dem die Angebote eingehen
müssen , die Anschrift der Stelle, bei der sie
einzureichen sind, sowie die Sprache bzw. die
Sprachen, in denen sie abzufassen sind ;

h ) die Personen, die bei der Öffnung der Angebote
anwesend sein dürfen , sowie den Tag, die Stunde
und den Ort der Öffnung ;
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i ) die Angabe der Kautionen und sonstigen Sicherhei­
ten , die gegebenenfalls vom öffentlichen Auftrag­
geber in irgendeiner Form gefordert werden ;

j ) die wesentlichen Finanzierungs- und Zahlungsbe­
dingungen und/oder die Hinweise auf die Rechts­
vorschriften , in denen sie enthalten sind ;

k) welche Rechtsform der Unternehmerzusammen­
schluß, dem der Auftrag erteilt worden ist,
gegebenenfalls haben muß ;

1 ) die wirtschaftlichen und technischen Mindestbe­
dingungen des öffentlichen Auftraggebers für die
Wahl der Unternehmer, wobei keine anderen als
die in den Artikeln 25 und 26 genannten
Anforderungen gestellt werden dürfen ;

m) den Zeitraum, während dem die Bieter an ihre
Angebote gebunden sind .

Artikel 17

Bei den nicht offenen Verfahren enthält die Bekannt­
machung mindestens folgende Angaben :

" m

a ) die Angaben nach Artikel 16 Buchstaben a ),, b ), c ),
d ), e ) und k) ;

b ) den Tag, bis zu dem die Anträge auf Teilnahme
eingehen müssen , die Anschrift der Stelle, bei der
sie einzureichen sind , sowie die Sprache , bzw . die
Sprachen, in denen sie abzufassen sind ;

c ) den Tag, bis zu dem die Aufforderung zur
Angebotsabgabe von der ausschreibenden Stelle
abgesandt wird ;

d ) die Bezeichnung der dem Antrag auf Teilnahme
in Form später nachprüfbarer Erklärungen beizu­
fügenden Auskünfte über die Lage des Unterneh­
mers sowie die wirtschaftlichen und technischen
Mindestbedingungen des Auftraggebers für die
Wahl der Unternehmer, wobei keine anderen als
die in den Artikeln 25 und 26 genannten
Anforderungen gestellt werden dürfen ,

Artikel 1 S

Bei den nicht offenen Verfahren enthält die Aufforde­
rung zur Angebotsabgabe mindestens folgende Anga­
ben :

a ) die Angaben nach Artikel 16 Buchstaben f ), g ), i )
und j ) ;

b ) einen Hinweis auf die in Artikel 17 genannte
Bekanntmachung ;

c ) die Angabe der Unterlagen, die gegebenenfalls zur
Unterstützung der vom Bewerber gemäß Artikel
17 Buchstabe d ) abzugebenden, nachprüfbaren
Erklärungen oder zur Ergänzung der in Artikel 17
vorgesehenen Auskünfte unter den in den Artikeln
25 und 26 vorgesehenen Bedingungen beizufügen
sind ;

d ) die Zuschlagskriterien, falls sie nicht in der
Bekanntmachung enthalten sind .

Artikel 1 9

Die öffentlichen Auftraggeber können im Amtsblatt
der Europäischen Gemeinschaften Hinweise auf die
Vergabe von öffentlichen Bauaufträgen veröffentli­
chen , die nicht der Veröffentlichungspflicht nach
dieser Richtlinie unterliegen , sofern der Wert dieser
Aufträge mindestens 500 000 Rechnungseinheiten
ausmacht .

ABSCHNITT IV

Gemeinsame Teilnahmebestimmungen

Artikel 20

Der Zuschlag des Auftrags erfolgt auf Grund der in
Kapitel 2 dieses Abschnitts vorgesehenen Zuschlags­
kriterien , nachdem die öffentlichen Auftraggeber die
fachliche Eignung der Unternehmer, die nicht auf
Grund von Artikel 23 ausgeschlossen sind , nach den
in den Artikeln 25 bis 28 genannten Kriterien dei
wirtschaftlichen, finanziellen und technischen Lei­
stungsfähigkeit geprüft haben .

Artikel 21

Bietergemeinschaften können Angebote einreichen .
Von solchen Bietern kann nicht verlangt werden, daß
sie zwecks Einreichung des Angebots eine bestimmte
Rechtsform annehmen ; dies kann jedoch verlangt
werden , wenn ihnen der Zuschlag erteilt worden ist .

Artikel 22

Bei den nicht offenen Verfahren im Sinne des
Artikels 5 Absatz 2 wählen die öffentlichen Auftrag­
geber an Hand der nach Artikel 17 Buchstabe d)
erteilten Auskünfte die Bewerber aus und fordern sie
auf, ein Angebot einzureichen .

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß die
öffentlichen Auftraggeber die Staatsangehörigen der
anderen Mitgliedstaaten , welche die gestellten Anfor­
derungen erfüllen , unter den gleichen Bedingungen
heranziehen wie Inländer .

Kapitel 1

Eignungskriterien

Artikel 23

Von der Teilnahme am Vergabeverfahren können
Unternehmer ausgeschlossen werden,

a ) die sich im Konkursverfahren, im gerichtlichen
Vergleichsverfahren oder in Liquidation befinden
oder ihre gewerbliche Tätigkeit eingestellt haben
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oder sich auf Grund eines in den einzelstaatlichen
Rechtsvorschriften vorgesehenen gleichartigen
Verfahrens in einer entsprechenden Lage befin­
den ;

b ) gegen die ein Konkursverfahren oder ein gerichtli­
ches Vergleichsverfahren eröffnet oder gegen die
andere in den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften
vorgesehene gleichartige Verfahren eingeleitet
worden sind ;

c ) die auf Grund eines rechtskräftigen Urteils aus
Gründen bestraft worden sind, die ihre berufliche
Zuverlässigkeit in Frage stellen ;

d ) die im Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit eine
schwere Verfehlung begangen haben, die vom
öffentlichen Auftraggeber nachweislich festgestellt
wurde ;

e ) die ihre Verpflichtung zur Zahlung der Sozialbei­
träge nach den Rechtsvorschriften des Landes, in
dem sie ansässig sind, oder nach den Rechtsvor­
schriften des Landes des öffentlichen Auftragge­
bers nicht erfüllt haben ;

f) die ihre Verpflichtung zur Zahlung der Steuern
und Abgaben nach den Rechtsvorschriften des
Landes des öffentlichen Auftraggebers nicht erfüllt
haben .

g ) die sich bei der Erteilung von Auskünften, die
gemäß diesem Kapitel eingeholt werden können,
in erheblichem Maße falscher Erklärungen schul­
dig gemacht haben .

Verlangt der öffentliche Auftraggeber vom Unterneh­
mer den Nachweis , daß die unter den Buchstaben a),
b), c), e) oder f) genannten Fälle auf ihn nicht
zutreffen , so akzeptiert er als ausreichenden Nach­
weis :

— bei den Buchstaben a), b ) und c) einen Auszug
aus dem Strafregister oder — in Ermangelung
eines solchen — eine gleichwertige Bescheinigung
einer Gerichts- oder Verwaltungsbehörde seines
Ursprungs- oder Herkunftslandes, aus der hervor­
geht, daß diese Anforderungen erfüllt sind ;

— bei den Buchstaben e ) oder f) eine von der
zuständigen Behörde des betreffenden Mitglied­
staats ausgestellte Bescheinigung.

Wird eine solche Bescheinigung von dem betreffen­
den Land nicht ausgestellt, so kann diese durch eine
eidesstattliche Erklärung ersetzt werden, die der
betreffende Unternehmer vor einer Gerichts- oder
Verwaltungsbehörde, einem Notar oder einer dafür
zuständigen Berufsorganisation des Ursprungs- oder
Herkunftslandes abgibt .
Die Mitgliedstaaten bezeichnen binnen der in Artikel
32 vorgesehenen Frist die für die Ausstellung der
vorgenannten Bescheinigungen zuständigen Behörden
und Stellen und unterrichten davon unverzüglich die
anderen Mitgliedstaaten und die Kommission .

Artikel 24

Unternehmer, die sich an öffentlichen Bauaufträgen
beteiligen wollen, können aufgefordert werden, den
Nachweis dafür zu erbringen, daß sie im Berufsre­
gister nach Maßgabe der Rechtsvorschriften des
Landes der Gemeinschaft eingetragen sind , in dem sie
ansässig sind. Diese Berufsregister sind : für Belgien
das „Registre du Commerce" — „Handelsregister",
für Deutschland das „Handelsregister" und die
„Handwerksrolle" ; für Frankreich das „Registre du
Commerce" und das „Repertoire des metiers", für
Italien das „Registro della Camera di Commercio ,
Industria , Agricoltura e Artigianato" und das „Regi­
stro delle Commissioni provinciali per l'artigianato" ;
für Luxemburg das „Registre aux firmes" und die
„Röle de la Chambre des metiers" ; für die
Niederlande das „Handelsregister".

Artikel 25

Die finanzielle und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit
des Unternehmers kann in der Regel durch einen
oder mehrere der nachstehenden Nachweise nachge­
wiesen werden :

a ) entsprechende Bankerklärungen ;
b ) Vorlage von Bilanzen oder Bilanzauszügen des
Unternehmens, falls deren Veröffentlichung nach
dem Gesellschaftsrecht des Landes , in dem der
Unternehmer ansässig ist , vorgeschrieben ist ;

c ) Erklärung über den Gesamtumsatz des Unterneh­
mens und seinen Umsatz bei der Ausführung von
Bauarbeiten in den letzten drei Geschäftsjahren .

Die öffentlichen Auftraggeber geben in der Bekannt­
machung oder in der Aufforderung zur Angebotsab­
gabe an, für welchen Nachweis bzw. welche
Nachweise sie sich entschieden haben, sowie welche
anderen als die unter den Buchstaben a), b ) und c)
genannten Nachweise beizubringen sind .
Kann ein Unternehmer aus einem stichhaltigen
Grund die vom öffentlichen Auftraggeber geforderten
Nachweise nicht beibringen, so kann er den
Nachweis seiner finanziellen und wirtschaftlichen
Leistungsfähigkeit durch Vorlage anderer, vom
öffentlichen Auftraggeber für geeignet erachteter
Belege erbringen .

Artikel 26

Der Nachweis der technischen Leistungsfähigkeit des
Unternehmers kann wie folgt erbracht werden :
a ) durch Studiennachweise und Bescheinigungen
über die berufliche Befähigung des Unternehmers
und/oder der Führungskräfte des Unternehmens ,
insbesondere der für die Ausführung der Arbeiten
verantwortlichen Person oder Personen ;

b ) durch eine Liste der in den letzten fünf Jahren
erbrachten Bauleistungen, der Bescheinigungen
über die ordnungsgemäße Ausführung für die
wichtigsten Bauleistungen beizufügen sind . Aus
diesen Bescheinigungen muß folgendes hervorge­
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hen : der Wert der Bauleistung sowie Zeit und
Ort der Bauausführung, ob die Arbeiten den
anerkannten Regeln der Technik entsprachen und
ob sie ordnungsgemäß ausgeführt wurden. Gege­
benenfalls leitet die zuständige Behörde diese
Bescheinigungen direkt dem öffentlichen Auftrag­
geber zu ;

c) durch eine Erklärung, aus der hervorgeht, über
welche Ausstattung, welche Baugeräte und welche
technische Ausrüstung der Unternehmer für die
Ausführung des Bauvorhabens verfügen wird ;

d) durch eine Erklärung, aus der das jährliche Mittel
der von dem Unternehmen in den letzten drei
Jahren Beschäftigten und die Anzahl seiner
Führungskräfte in den letzten drei Jahren ersicht­
lich ist ;

e ) durch eine Erklärung, in der die Techniker oder
die technischen Stellen anzugeben sind, über die
der Unternehmer unabhängig davon, ob sie dem
Unternehmen angehören oder nicht, bei der
Ausführung des Bauvorhabens verfügen wird .

Die öffentlichen Auftraggeber geben in der Bekannt­
machung oder in der Aufforderung zur Angebotsab­
gabe an, welche Nachweise ihnen jeweils vorzulegen
sind .

Artikel 27

Der öffentliche Auftraggeber kann den Unternehmer
im Rahmen der Artikel 23 bis 26 auffordern, die
vorgelegten Bescheinigungen zu vervollständigen oder
zu erläutern.

Artikel 28

( 1 ) Die Mitgliedstaaten, die offizielle Listen der
für öffentliche Bauarbeiten zugelassenen Unterneh­
mer führen, müssen bei Inkrafttreten dieser Richtlinie
die Listen Artikel 23 Buchstaben a ) bis d ) und g)
sowie den Artikeln 24 bis 26 anpassen .
(2) Unternehmer, die in solchen Listen eingetragen
sind, können dem öffentlichen Auftraggeber bei jeder
Vergabe eine Bescheinigung der zuständigen Stelle
über die Eintragung vorlegen . In dieser Bescheinigung
sind die Nachweise, auf Grund deren die Eintragung
in die Liste erfolgt ist, sowie die sich aus der Liste
ergebende Klassifizierung zu erwähnen.
(3 ) Die von den zuständigen Stellen bescheinigte
Aufnahme in solche Listen stellt für die öffentlichen
Auftraggeber der anderen Mitgliedstaaten nur im
Sinne des Artikels 23 Buchstaben a ) bis d ) und g),
des Artikels 24, des Artikels 25 Buchstaben b) und c)
sowie des Artikels 26 Buchstaben b) und d ), nicht
jedoch im Sinne des Artikels 25 Buchstabe a) und des
Artikels 26 Buchstaben a), c ) und e ) eine Vermutung
dar, daß der betreffende Unternehmer für die seiner
Klassifizierung entsprechenden Arbeiten geeignet ist .
Die Angaben, die den offiziellen Listen zu entnehmen
sind , können nicht in Zweifel gezogen werden .
Hinsichtlich der Zahlung der Sozialbeiträge kann
jedoch bei jeder Vergabe von jedem in die Liste

eingetragenen Unternehmer eine zusätzliche Beschei­
nigung verlangt werden.
Die öffentlichen Auftraggeber der anderen Mitglied­
staaten wenden die vorstehenden Bestimmungen nur
zugunsten von Unternehmern an, die in dem Lande
ansässig sind, in dem eine offizielle Liste geführt
wird .

(4 ) Für die Aufnahme von Unternehmern der
anderen Mitgliedstaaten in eine solche Liste können
nur die für inländische Unternehmer vorgesehenen
Nachweise und Erklärungen gefordert werden, in
jedem Fall jedoch lediglich diejenigen, die in den
Artikeln 23 bis 26 vorgesehen sind .
(5 ) Diejenigen Mitgliedstaaten, die eine offizielle
Liste führen, sind verpflichtet, den anderen Mitglied­
staaten die Anschrift der Stelle mitzuteilen, bei der
die Aufnahme in die Liste beantragt werden kann.

Kapitel 2
Zuschlagskriterien

Artikel 29

( 1 ) Bei der Erteilung des Zuschlags wendet der
öffentliche Auftraggeber folgende Kriterien an :
— entweder ausschließlich das Kriterium des nie­

drigsten Preises ;
— oder — wenn der Zuschlag auf das wirtschaftlich
günstigste Angebot erfolgt — verschiedene Krite­
rien , die je nach Auftrag wechseln, z. B. den Preis,
die Ausführungsfrist, die Betriebskosten, die
Rentabilität, den technischen Wert.

(2 ) Im letztgenannten Fall gibt der öffentliche
Auftraggeber in den Verdingungsunterlagen oder in
der Bekanntmachung alle Zuschlagskriterien, deren
Verwendung er vorsieht, soweit wie möglich in der
Reihenfolge der ihnen zuerkannten Bedeutung an .
( 3 ) Das Kriterium des Preises , der sich nach den
geltenden einzelstaatlichen Vorschriften berechnet
( italienisches Verfahren des anonymen Umschlags )
darf für Aufträge mit einem geschätzten Wert bis zu
10 Millionen Rechnungseinheiten während eines
Zeitraums von 3 Jahren nach Ablauf der in Artikel
32 vorgesehenen Frist und für Aufträge mit einem
geschätzten Wert von 1 Million Rechnungseinheiten
bis zu 2 Millionen Rechnungseinheiten während eines
Zeitraums von 7 Jahren nach dem genannten
Zeitpunkt angewandt werden.
(4) Absatz 1 findet nicht Anwendung, wenn ein
Mitgliedstaat bei der Vergabe von Bauaufträgen im
Rahmen einer Regelung, bei der bestimmten Bietern
eine Bevorzugung im Sinne einer Beihilfe gewährt
wird, andere Kriterien zugrunde legt, sofern die
angewandte Regelung mit dem Vertrag, insbesondere
mit den Artikeln 92 ff., vereinbar ist .
( 5 ) Sind im Falle eines bestimmten Auftrags
Angebote im Verhältnis zur Leistung offensichtlich
ungewöhnlich niedrig, so überprüft der öffentliche
Auftraggeber vor der Vergabe des Auftrags die
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Einzelposten des Angebots . Er berücksichtigt das
Ergebnis dieser Uberprüfung.

Zu diesem Zweck fordert er den Bieter auf, die
erforderlichen Belege beizubringen, und teilt ihm
gegebenenfalls mit, welche Belege als unannehmbar
erachtet werden .

Sehen die Unterlagen für einen Auftrag die Vergabe
zum niedrigsten Preis vor, so muß der öffentliche
Auftraggeber die Ablehnung der für zu niedrig
erachteten Angebote vor dem Beratenden Ausschuß,
der durch Beschluß des Rates vom 26 . Juli 1971 (*)
eingesetzt wurde, begründen .

ABSCHNITT V

Schlußbestimmungen

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften werden
nach Maßgabe der im Amtsblatt veröffentlichten
Einzelheiten und Bedingungen von den Gemeinschaf­
ten getragen .

Artikel 32

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maß­
nahmen, um dieser Richtlinie binnen 12 Monaten
nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen, und setzen
die Kommission hiervon unverzüglich in Kenntnis .

Artikel 33

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß der
Kommission der Wortlaut der wichtigsten innerstaat­
lichen Rechtsvorschriften übermittelt wird, die sie auf
dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen .

Artikel 30

Die Berechnung der Frist für den Eingang der
Angebote oder für den Eingang der Anträge auf
Teilnahme erfolgt gemäß der Verordnung (EWG,
Euratom) Nr. 1182/71 des Rates vom 3 . Juni 1971
zur Festlegung der Regeln für die Fristen , Daten und
Termine ( 2).

Artikel 31

Die Kosten der Veröffentlichung der in den Artikeln
12 und 19 vorgesehenen Bekanntmachungen im

Artikel 34

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet .

Geschehen zu Brüssel am 26 . Juli 1971 .
r

Im Namen des Rates

Der Präsident

A. MORO

(J ) Siehe Seite 15 dieses Amtsblatts .
(2 ) ABl . Nr. L 124 vom 8 . 6. 1971 , S. 1 .

ANHANG 1

Verzeichnis der in Artikel 1 Buchstabe b genannten juristischen Personen
des öffentlichen Rechts

I. Alle Mitgliedstaaten :

die aus Gebietskörperschaften bestehenden Verbände des öffentlichen Rechts, z . B. „asso­
ciations de communes", „syndicats de communes", Gemeindeverhände usw.

II . Belgien :

— le Fonds des Routes

— la Regie des Voies aeriennes

— Fürsorgeämter

— Kirchenämter

— Office regulateur de la Navigation
interieure

— la Regie des Services frigorifiques de
l'Etat beige

— het Wegenfonds

— de Regie der Luchtwegen

— de Dienst voor regeling van de binnen­
vaart

— de Regie der Belgische Rijkskoel- en
Vriesdiensten
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III . Deutschland :

die „bundesunmittelbaren Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen
Rechts".

IV. Frankreich :

— die übrigen öffentlich-rechtlichen Verwaltungseinrichtungen aus Staats-, Departements­
oder Gemeindeebene ;

V. Italien :

— die staatlichen Universitäten, die staatlichen Universitätsinstitute, die Konsortien für
den Ausbau der Universitäten,

— die höheren wissenschaftlichen und kulturellen Institute, die Observatorien für Astro­
nomie, Astrophysik, Geophysik und Vulkanologie,

— die „Enti di ri forma fondaria ' 1

— Wohlfahrts- und Wohltätigkeitseinrichtungen aller Art ;

VI . Luxemburg :

— die Sozialversicherungskassen,

— die übrigen öffentlich-rechtlichen Verwaltungseinrichtungen ;

VII . Niederlande :

— die „Waterschappen",

— die „Rijksuniversiteiten", die „Academische Ziekenhuizen", „Gemeentelijke Universiteit
van Amsterdam", „Rooms-Katholieke Universiteit van Nijmegen", die „Vrije Universiteit
van Amsterdam", die „Technische Hogescholen",

— die „Nederlandse Centrale Organisatie voor toegepast natuurwetenschappelijk Onder­
zoek (T.N.O.)" und die ihr unterstellten Organisationen.

ANHANG 11

Beschreibung technischer Merkmale im Sinne dieser Richtlinie

Im Sinne dieser Richtlinie umfaßt die Beschreibung technischer Merkmale auf dem Gebiet
öffentlicher Bauaufträge sämtliche — insbesondere in den Verdingungsunterlagen enthaltenen
— technischen Vorschriften , mit deren Hilfe eine Arbeit, ein Baustoff, ein Erzeugnis oder eine
Lieferung (insbesondere Beschaffenheit, Leistung) objektiv gekennzeichnet wird, damit die
Arbeit, der Baustoff, das Erzeugnis oder die Lieferung der vom öffentlichen Auftraggeber vor­
gesehenen Zweckbestimmung entsprechen .

Zu dieser Beschreibung technischer Merkmale gehören alle mechanischen , physikalischen und
chemischen Eigenschaften , die Klassifizierungen und Normen, die Bedingungen für Prüfung,
Überwachung und Abnahme des Baus, der Bauteile und der Baustoffe ; ferner fallen hierunter
die Konstruktionstechniken oder -methoden sowie sämtliche sonstigen Anforderungen tech­
nischer Art, die der öffentliche Auftraggeber durch allgemeine oder besondere Anordnung
an die Baustoffe, Bauteile und den fertigen Bau stellen kann .


